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Das Problem Schiene-Straße in Österreich
Dr. Walter^termann, Wien

In einem Land wie österreidi mit verhältnismäßig 
kurzen Entfernungen audi im Knotenpunktverkehr 

sollte der Kraftwagen in viel mehr Fraditrelationen 
in die Monopolstellung der Eisenbahn eingedrungen 
sein, Man sollte deshalb meinen, daß sidi die Kon­
kurrenz zwisdien Sdiiene und Straße bedeutend stär­
ker auswirkt als in. großen Staatsräumen, in denen 
sidi die natürlidie Arbeitsteilung auf Grund der K o­
stenstruktur zwisdien dem Kraftwagen mit seiner 
Überlegenheit im Stüdigutverkehr auf kurze Entfer­
nungen und der Eisenbahn im Massengüterverkehr 
auf lange Entfernungen leiditer einspielen sollte. 
Daß trotzdem der gewerblidie Straßengüterverkehr 
in österreidi nodi wenig entwidtelt und mehr im 
Flädienverkehr als in dem mit der Bahn konkurrie­
renden Knotenpunktverkehr tätig ist —  die im Ver­
hältnis hierzu sehr starke Entwidclung des W erkver­
kehrs hat besondere unten aufgezeigte Ursadien — , 
hat seinen Grund darin, daß die Gütertarife der 
österreidiisdien Bundesbahnen, im internationalen 
Vergleidi, besonders niedrig sind und daher wenig 
Anreiz für den Wettbewerb durdi den Kraftwagen 
bieten. Das um so mehr, als die Tarife des Straßen­
güterverkehrs nidit, w ie etwa in der Bundesrepublik 
Deutsdiland, an die der Eisenbahn gebunden sind, ja  
daß es überhaupt keine gesetzlidien Tarife für ihn 
gibt, sondern nur Preisempfehlungen der Standes­
organisation, was einer ruinösen Konkurrenz der 
Fräditer Vorsdiub leistet.

HISTORISCHE ENTWICKLÜNG
Als nadi dem ersten W eltkrieg der Kraftwagen audi 
in österreidi die bis dahin umstrittene M onopolstel­
lung der Eisenbahn anzugreifen begann, boten deren 
Sdiwädien, die aus dem differenzierten Tarifsystem 
und den ihr vom Staat im, Zeidien  ihrer M onopol­
stellung zusätzlidi auferlegten Verpfliditungen des 
Betriebszwanges und der Beförderungspflidit resul­
tieren, dem auf privatwirtsdiaftlidier, vorw iegend 
kleingewerblidier Basis entstehenden Fraditgewerbe 
leidite Angriffsmöglidikeiten. Das Fraditgewerbe 
konnte die bestehende Fraditpreisdifferenzierung der 
Bahn ausnutzen und sidi vorerst der hoditarifierten 
Güter durdi Preisunterbietungen bemäditigen. W äh­
rend die Bahn durdi ihre gemeinwirtsdiaftlidien V er­
pfliditungen von jeder selektiven Beförderungspolitik 
nadi wirtsdiaftlidien Prinzipien ausgesdilossen war, 
konnte sidi das von jeder Bindung freie Fraditgewerbe 
sozusagen die Rosinen aus dem Kudien klauben. Dies 
mußte zu sdiweren Wirtsdiaftsstörungen bei der Bahn 
führen und nidit nur bei dieser heftige Reaktionen

auslösen, sondern audi den Staat veranlassen, hier 
lenkend einzugreifen. Nadidem der Versudi der Eisen­
bahn, audi in österreid i ein Kraftwagenmonopol, so­
gar unter Einsdiluß des W erkverkehrs, zu erhalten, 
am Widerstand der gewerblidien W irtsdiaft gesdiei- 
tert war, setzte die Bahn mit einer Reihe betrieblidier 
und organisatorisdier Verbesserungen ein, die ihre 
Leistungen nidit unerheblidi erhöhten, vor  allem aber 
begann sie eine Revision ihres Tarifsystems unter 
besonderer Berüdcsiditigung der Konkurrenz durdi die 
Straße. So wurde ein begünstigter Sammeltarif ein- 
geführt und für Mindestmengen im. Nahverkehr der 
Fraditsatz ermäßigt. Die Erstellung eines Haus-Haus- 
Tarifs war der erste Ansatz zu einer Zusammenarbeit 
mit dem Kraftwagen, die später in der Erriditung 
eines gemeinsamen Rollfuhrdienstes der österreid ii­
sdien Bundesbahnen mit den größten Speditionsunter­
nehmungen eine Ausgestaltung erfuhr.

Der Staat legte auf dem Verwaltungswege die Kon- 
zessionspflidit für die gewerblidie Beförderung von 
Lasten über 350 kg  fest und kontrollierte den W ett­
bewerb bei der Personenbeförderung durdi ein Kraft­
fahrliniengesetz, das die Konzessionserteilung für den 
Betrieb einer gewerblidien Kraftfahrlinie von  dem 
Vorhandensein eines Verkehrsbedürfnisses abhängig 
madite, w obei ein Aussdiließungsgrund gegeben war, 
wenn durdi die neue Linie sdion bestehende Verkehrs­
verbindungen in  einen unwirtsdiaftlidien W ett­
bewerbskampf gezogen wurden. Beförderungsbedin­
gungen und Preise sow ie die Fahrpläne der Linien 
waren genehmigungspfliditig. Im besonderen aber 
diente der W ettbewerbsregelung zwisdien Sdiiene 
und Straße die Lastkraftwagenverkehrsordnung aus 
dem Jahre 1933'. Sie legte Mindestfraditsätze für die 
entgeltlidie Beförderung von  Gütern durdi Kraft­
wagen fest, deren Konzeption deutlidi das Bestreben 
zeigte, dem Lastkraftwagen in jenen Verkehrsrelatio­
nen, in denen er mit der Eisenbahn in W ettbewerb 
stand, zu belasten und ihn in den anderen Relationen 
zu entlasten. A udi für den W erkverkehr bradite die 
Verordnung insofern einsdmeidende Bestimmungen, 
als sie den unediten W erkverkehr grundsätzlidi ver­
bot und den editea W erkverkehr in den von  der Bahn 
wirtsdiaftlidi bedienten Relationen auf lOO km be­
sdiränkte, w obei allerdings die grundsätzlidie M ög- 
lidikeit von Ausnahmen gegeben war.

Diese Maßnahmen hatten zwar dem Problem Sdiiene— 
Straße v iel von  seiner Sdiärfe nehmen können, es ge­
lang ihnen aber nidit, es einer grundsätzlidien Lösung 
näher zu bringen. Das Jahr 1938 bradite dann mit der
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Eingliederung Österreichs in das Deutsdie Reidi die 
Anwendung der reidisdeutschen Gesetze nnd Bestim­
mungen.
GEGENWARTSLAGE IM GÜTERVERKEHR 
Bei der Schilderung der gegenwärtigen Situation sollen, 
um die Größenverhältnisse zwischen den von  dem 
Problem Schiene— ^Straße betroffenen Verkehrsträgern 
herauszustellen, vorerst einige Daten über die öster ­
reichischen Bundesbahnen (ÖBB) einerseits und die 
fuhrgewerblichen Betriebe bzw. die Autobusunterneh­
mungen andererseits gegeben werden.
Die österreichischen B u n d e s b a h n e n  betreiben 
fast das gesamte österreichische Bahnnetz mit einer 
Länge von  etwa 6000 km, w ovon  1958 60,9 ®/o Haupt­
bahnen, 30,7 Vo Nebenbahnen und 8,4 ”/o Schmalspur­
bahnen waren. Zur Bedienung dieser Strecken standen 
ihr am 1. Juni 1959 3 576 Personen-, 956 Gepäck- und 
166 normalspurige Postwagen zur Verfügung. Der Gü­
terwagenpark, der durch die Kriegsereignisse beson­
ders gelitten hatte, muß ständig ausgebaut und m o­
dernisiert werden. Er bestand am gleichen Stichtag 
aus 32,086 normalspurigen Güterwaggons, darunter 
auch Spezialwaggons, und 977 schmalspurigen W ag­
gons. Der optimale Bedarf wären 35000 Güterwagen, 
welche Zahl durch die jährliche Anschaffung von  etwa 
1 000 W agen bei gleichzeitigem Ausfallen von  etwa 
400 alten W agen erreicht werden soll. Dieser Güter­
wagenbestand, der zu rund 35®/o aus gedeckten, zu 
58 ®/o aus offenen und dem Rest aus Spezialwagen be- 

, steht, umfaßt W agen mit einer unterschiedlichen Lade­
kapazität bis zu 20 t. Man wird nicht sehr fehlgehen, 
wenn man eine durchschnittliche Tragfähigkeit von 
15 t annimmt, was eine gesamte Ladekapazität der 
DBB von 495930 t ergibt. Das Frachtaufkommen im 
Jahre 1958 war 41,5 Mill. t, die durchschnittliche Be­
förderungslänge 179 km, was einer Transportleistung 
von  7 424 Mill. Netto-tkm entspricht.
Zum Vergleich sei die Laderaumkapazität des S t r a ­
ß e n g ü t e r v e r k e h r s  angeführt. Ende 1958 waren 
in Österreich insgesamt 67 777 Lastkraftwagen und 
51546 Anhänger polizeilich zugelassen, von  denen 
nach dem Jahresbericht 1958 des Fachverbandes für 
das Lastfuhrwerksgewerbe 12 011 Lastkraftwagen und 
5 320 Anhänger zum gewerblichen Güterverkehr ver­
wendet wurden. Es waren also nur 17,7 ®/o der Last­
kraftwagen und 10,3 ®/o der Anhänger in gewerblicher 
Verwendung, während der überwiegende Teil dem 
W erkverkehr sow ie der Landwirtschaft und den Be­
hörden diente. Errechnet man nach der österreidiischen 
Kraftfahrzeugstatistik mit dem gleichen Stichtag die 
Laderaumkapazität des Straßengüterverkehrs, so er­
hält man folgende Zahlen:

Stand 31. 12. 1958 L adefäh igk eit 
der  L K W  in t

L adefäh igk eit 
d. A n h än ger in t

G esam tlade- 
tah igkeit in  t

Fu hrgew . B etriebe 
W erk v erk eh r

49 049 
124 771 »)

21 216 
142 244 >)

70 265 
267 015 *)

Insgesam t 173 820 163 460 337 280
») N a *  du rd isd m ittlid ien  W erten  erm ittelt ( .V erk eh r* , W ien , 
J g . X V , H eft 16).

V on  der Gesamtladekapazität aller in östen e ich  zu­
gelassenen Lastkraftwagen entfielen 28,2 ®/o, von  der 
der Anhänger 13 ®/» auf das Lastfuhrwerkgewerbe.

Die gesamte Ladekapazität der Lastkraftwagen unci 
Anhänger macht 68®/o, jene der fuhrgewerblichen Last­
kraftwagen und Anhänger 14®/» der oben erwähnten 
Gesamtladekapazität der ÖBB aus.
Natürlich können diese Ziffern über die Laderaum­
kapazität nicht die für den Straßengüterverkehr feh­
lenden Angaben über Beförderungsmengen und -län­
gen, ausgedrückt in Netto-tkm, ersetzen, da erst sie 
einen wirklichen Leistungsvergleich ermöglichen wür­
den. Es läßt sich aus den Angaben über den Straßen­
güterverkehr auch nicht entnehmen, w ie w eit dieser 
im Ortsverkehr und Flächenverkehr und w ie w eit er 
im Fernverkehr, der mit der Bahn im W ettbewerb 
steht, eingesetzt war. Bezüglich des Fuhrgewerbes 
läßt sich allerdings vielleicht aus dem Verhältnis von 
70:30 der Lastkraftwagen zu den Anhängern (bei einem 
allgemeinen Verhältnis in Österreich von  48:42) der 
Schluß ziehen, daß der gewerbliche Straßengüterfern­
verkehr, der nur mit Anhänger rationell geführt wer­
den kann, n od i verhältnismäßig bescheiden ist und 
der Aufgabenbereich des Fuhrgewerbes vorw iegend 
im Orts- und Nahverkehr liegt, in dem ja  ebenfalls 
Anhänger stärker verwendet werden.
Trotz dieses Vorbehaltes lassen die angeführten Zah­
len erkennen, daß die Eisenbahn noch immer eine 
dominierende Stellung gegenüber dem Straßengüter­
verkehr innehat und daß die in der letzten Zeit fest­
gestellte Verminderung ihrer tkm-Leistung weniger 
auf die Konkurrenz durch die Straße als auf die all­
gemeinen Ursachen der wirtschaftlichen Recession und 
des Rückganges der Massengütertransporte, vor  allem 
der Kohle usw., zurückzuführen sein dürfte. Die noch 
ziemlich geringe Aktivität des gewerblichen Straßen­
güterverkehrs als Konkurrent der Eisenbahn wird sich 
allerdings voraussichtlidi verstärken, wenn d ie  für 
1960 vorgesehenen neuen Gütertarife der Österreichi­
schen Bundesbahnen in Kraft getreten sein werden, 
da diese w ohl den W ettbewerb des Kraftwagens an- 
reizen werden. Im übrigen verleitet auch die gegen­
wärtig praktizierte pauschale Deckung ihres Defizits 
durch den Staat die Bundesbahnen dazu, mit Kampf­
tarifen den Kraftverkehr auch in jenen Verkehrsrela­
tionen zu bekämpfen, in denen sein Einsatz volkswirt­
schaftlich voll gerechtfertigt ist.
Hingegen ist der W erkverkehr in  Österreich ganz w e­
sentlich stärker entwickelt als der gewerbliche V er­
kehr. Die Vorteile, d ie  er im Kundendienst und in der 
Kundenwerbung bietet, nämlich die Schnelligkeit, die 
stete Einsatzbereitschaft, die M öglichkeit individueller 
Bedienung der Kundschaft, die Verpaciungserspam is 
und manche andere, erhalten einen besonderen Nach­
druck durch die steuerlichen und preispolitischen 
Aspekte, die seine Beibehaltung selbst dort bewirken, 
w o öffentliche Verkehrsmittel rationeller arbeiten 
würden.

GEGENWARTSLAGE IM PERSONENVERKEHR
W ährend der Güterverkehr der ÖBB, w ie übrigens der 
fast aller europäischen Bahnen, in der letzten Zeit 
rückläufig war, zeigte sich im Reiseverkehr ein w ei­
terer Anstieg der Frequenz und der Einnahmen, ohne 
daß diese freilich den A bgang im Güterverkehr audi
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nur annähernd hätten ausgleidien können. A udi darf 
die gute Besdiäftigungslage im Personenverkehr nidit 
darüber hinwegtäusdien, daß dieser Teil desSdiienen- 
verkehrs eine dironisdi sdiwere Belastung der Global- 
redinung für die Bahn darstellt. Dies ist eine ziemlidi 
allgemeine Ersdieinung bei den Eisenbahnen und er­
klärt sidi aus den relativ hohen Kosten der Personen­
beförderung, wird aber bei den ÖBB versdiärft durdi 
Personentarife, die neben den italienisdien zu den 
niedrigsten in Europa zählen. Durdi die weitherzige 
Gewährung von Sozialtarifen bezahlen im Durdisdinitt 
nur 17 ”/o der Reisenden den ohnehin niedrigen Fahr­
preis voll. Für 1960 ist allerdings eine Erhöhung audi 
der Personentarife, einsdiließlidi der Sozialtarife, um 
25 Vo geplant.

Auf dem Sektor Personenbeförderung verliert das 
Problem Sdiiene— Straße in österreid i nodi dadurdi 
an Sdiärfe, daß der Großteil des Linienverkehrs von 
staatlidien Unternehmungen betrieben wird. Es ist 
dies auf der einen Seite der P o s t a u t o d i e n s t  
(PAD), dessen verkehrspolitisdie Riditlinien die W ahr­
nehmung öffentlidier Interessen, und zwar in erster 
Linie postalisdier, in zweiter Linie soldier des ein­
heimisdien Verkehrsbedarfs und des Fremdenverkehrs, 
vorsehen. Dabei soll bei Wahrung der Redite bereits 
bestehender Autobuslinien anderer Unternehmungen 
der Betrieb unter strenger Beaditung der Kostendek- 
kung geführt werden und ein erzielter Gewinn nur 
zwedigebunden für die Verbesserung des PAD ver­
wendet werden. Auf der anderen Seite ist es der 
K r a f t w a g e n d i e n s t  der ö s t e r r e i c h i s c h e n  
B u n d e s b a h n e n  (KWD), der organisatorisdi zwar 
von diesen getrennt ist, in Fahrplangestaltung und 
Materialbesdiaffung jedodi eng mit ihnen zusammen­
arbeitet.
Diesen beiden staatlidien Betrieben steht das im Fadi- 
verband Autobusunternehmungen der Bundeshandels­
kammer zusammengefaßte, derzeit etwa 180 M itglie­
der umfassende A u t o b u s g e w e r b e  gegenüber, 
bei dem es sidi vorwiegend um Klein- und Kleinst­
betriebe handelt, da SO “/» der M itglieder nur bis zu 
3 Fahrzeuge betreiben.
Die vielfadi geforderte Zusammenlegung der beiden 
staatlidien Betriebe stößt wegen ihrer grundsätzlidien 
strukturellen Untersdiiedlidikeiten auf gewisse Sdiwie­
rigkeiten, dodi haben sie insofern eine Arbeitsteilung 
vorgenommen, als bahnparallele oder im engeren Ein­

zugsgebiet der Bahn verlaufende Linien des PAD dem 
KW D der ÖBB abgetreten und v on  diesem mit un­
gefähr gleidiwertigen Linien der Post abgegolten wur­
den. Eine ähnlidie Vereinbarung mit den privaten 
Autobusunternehmen ist nodi nidit getroffen worden. 
Das österreidiisdie Autobusnetz ist mit 19530 km 
übrigens mehr als dreimal so lang w ie das Eisenbahn­
netz, weist also eine redit beaditlidie Didite auf.
Das sprunghafte Ansteigen der Zahl der p r i v a t e n  
P e r s o n e n k r a f t w a g e n  in österreid i in den 
letzten Jahren hat zweifellos der Eisenbahn Beförde­
rungen entzogen, allerdings kaum in dem Ausmaß des 
tatsädilidien Anwadisens, denn der Kraftwagen be­
friedigt ein besonderes Bedürfnis, das seine Substi­
tution nidit in der Eisenbahn findet. Jedenfalls muß 
die Eisenbahn die hier erlittene Einbuße w ohl als end­
gültig betraditen, obw ohl die ÖBB sidi in einer redit 
gesdiidcten, großangelegten W erbung an den Kraft­
fahrer mit dem Argument des erhöhten Komforts und 
der größeren Sidierheit des Reisens in der Eisenbahn 
während der Wintermonate wenden.

VERKEHRSPOLITIK 
Die Bemühungen der staatlidien Verkehrspolitik seit 
dem zweiten W eltkrieg, durdi gesetzlidie Maßnahmen 
eine wirtsdiaftlidie Arbeitsteilung zwisdien Sdiiene 
und Straße zu erreidien, können nidit als gelungen 
bezeidinet werden, da sie nidit den Kern des Problems 
erfassen und die entspredienden Maßnahmen orga- 
nisdi gestalten, sondern durdi starre Regelung den 
Güterkraftverkehr auf den Nahverkehr festzulegen 
versudien, in dem sidi die Eisenbahn aller W ettbe­
werbsmaßnahmen enthalten solle. Im Güterbeförde­
rungsgesetz aus dem Jahre 1952 wird die Nahver­
kehrszone auf 65 km vom  Standort des Fahrzeuges 
festgelegt, w obei eine funktionale Sdieidung zwisdien 
Nah- und Fernverkehr im Sinne der deutsdien Rege­
lung unterbleibt. A u di w ird für den Fernverkehr 
keine besondere Bewilligung verlangt, dod i w ird die­
ser durdi fiskalisdie Maßnahmen sdiwer diskrimi­
niert: jede Beförderung über diese Nahzone von 
65 km hinaus unterliegt einer Beförderungssteuer von 
35 S je  Nutzlasttonne, d .h . ohne Rüdcsidit auf das 
tatsädilidie Gewidit der Ladung. Diese steuerlidie 
Maßnahme ist verkehrspolitisdi unriditig, da sie ge­
rade den für den Straßenverkehr besonders geeigne­
ten Flädienverkehr trifft, der bekanntlidi oft unter 
sdilediter Ausnutzung der Ladekapazität leidet. Sie
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hat aber audi eine ganz unbegründete Verschiebung 
der Standortgunst zur Folge, da etwa ein Transport 
zwisdien zw ei Orten mit mehr als 65 km Entfernung, 
der von  einem in einem der beiden Orte ansässigen 
Fräditer durdigeführt wird, der Beförderungssteuer 
unterliegt, nidit aber, wenn er von  einem Fräditer 
vorgenom men wird, der seinen Standort zwisdien den 
beiden Orten hat.
‘Gehen sold ie gesetzlidien und fiskalisdien Maßnah­
men audi von  dem verkehrspolitisdi riditigen Prin­
zip aus, daß auf Grund ihrer Kostenstruktur der Kraft­
wagen sidi für den Nahverkehr und die Eisenbahn 
für den Fernverkehr am besten eignet, so geht eine 
starre Regelung weit über das Z iel hinaus. Es kann 
nidit die Aufgabe staatlidier Verkehrspolitik sein, 
durdi fiskalisdie Zwangsmaßnahmen den Fernkraft­
verkehr w om öglidi konkurrenzunfähig zu madien und 
so der Bahn künstlidi einen Besitzstand zu erhalten, 
um ihre defizitäre Situation nidit nodi zu versdiledi- 
tem. Sie müßte vielmehr danadi streben, unter Sdiaf­
fung gleidier Startbedingungen für die beteiligten 
Verkehrsträger die volkswirtsdiaftlidi optimale V er­
kehrsbedienung zu erreidien.
A ls sehr naditeilig hat sid i im übrigen audi erwiesen, 
daß man von  jedem Tarifierungssystem für den Güter­
kraftverkehr Abstand genommen hat, da die unver- 
bindlidien Preisempfehlungen der Standesorganisation 
keineswegs einen ruinösen W ettbewerb der Fuhr­
unternehmen untereinander verhindern können, der 
durdi die niedrigen Gütertarife der Bahn nodi begün­
stigt wird.
Bei allen Diskussionen für eine volkswirtsdiaftlidi 
befriedigende Lösung des Problems Sdiiene— Straße 
in österreid i herrsdit die ziem lidi einmütige Auf­
fassung vor, daß die Verkehrswirtsdiaft in ihrer 
Struktur und in ihrem Aufgabenbereidi für die Ge- 
samtwirtsdiaft so speziiisdie Züge aufweist, daß die 
Prinzipien der auf anderen W irtsdiaftsgebieten erfolg- 
reidien Marktwirtsdiaft, also audi das Prinzip des 
freien W ettbewerbs, auf sie nidit unbesdiränkt an­
wendbar sind. Ohne weitergehende ordnende Eingriffe 
des Staates im Verkehrswesen wären sdiwere gesamt- 
wirtsdiaftlidie Sdiädigungen unvermeidbar. Diese Ein­
griffe müßten im großen gesehen dahin zielen, durdi 
Konzessionierung im gewerblidien Straßengüterver­
kehr Beförderungsangebot und -nadifrage aufeinander 
abzustimmen und bei Herstellung gleidier Startbedin­
gungen für die Bahn dieser die Erhaltung eines wirt- 
sdiaftlidi entspredienden Verkehrsvolumens zu si- 
diern. Bei Unterbindung des unediten W erkverkehrs 
und bei grundsätzlidier Bewegungsfreiheit für den 
editen W erkverkehr sollen wirtsdiaftspolitisdie, vor 
allem steuerlidie Maßnahmen, die zu seiner weiteren 
hypertrophen Ausdehnung führen würden, unter­
bleiben.
Bei der Herstellung gleidier W ettbewerbsbedingun­
gen spielt die Frage der gemeinwirtsdiaftlidien Ver- 
pfliditungen der Bahn eine entsdieidende Rolle. Die 
Pflidit der gleidien Tarifierung im Raum in Verbin­
dung mit dem Betriebszwang und der Beförderungs- 
pflidit zwingen die Bahn nidit nur, für sie ganz 
unwirtsdiaftlidie Verkehrsrelationen zu bedienen und

verlustbringende Transporte durdizuführen, sondern 
audi auf jede Differenzierung der Tarife zu verzidi­
ten, d. h. verkehrsarme Gebiete zu den gleidien  Be­
förderungspreisen zu bedienen w ie verkehrsreidie, 
obw ohl infolge der hohen fixen Kosten die ersteren 
bedeutend höhere Einheitskosten verursadien. Der 
Ausgleidi, der sidi in den Zeiten der M onopolstel­
lung zwisdien den einnahmegünstigen und den ein­
nahmeungünstigen Stredsen aus den durdisdinitt- 
lidien Fraditsätzen ergeben hatte, ist heute nidit 
mehr vorhanden. O bw ohl die Betriebslänge der 
Nebenbahnen fast 40*/o des Gesamtnetzes ausmadit, 
liegen ihre Leistungsanteile nur zwisdien 5, 6 und 7 ®/o. 
Dabei ist es erstaunlidi, daß trotz v ielfadi bestehen­
der Substitutionsmöglidikeit durdi die Straße im 
Verkehrsgebiet betriebsarmer Nebenbahnen die ÖBB 
nodi nidit mehr Anträge auf Auflassung von Neben- 
stredcen gestellt haben: erst fünf Teilstredcen mit 
ca. 42 km und im Personenverkehr zehn Stredcen 
mit ca. 90 km wurden dem Kraftwagen übergeben. 
Es ist offenbar, daß der Kraftwagen der Erfüllung 
des regionalen Ausgleidisprinzips nidit oder nur in 
jenem Ausmaß nadikommt, das ihm, unbelastet von 
Betriebs- und Beförderungspflicht, seine privatwirt- 
sdiaftlidie Zielsetzung vorsdireibt. Andererseits 
erwadisen der Eisenbahn audi aus der Wertstaffelung 
der Tarife gemeinwirtsdiaftlidie Kosten, während der 
Kraftwagen daraus den Vorteil zieht, sidi durch 
preislidien Anreiz um die Beförderung hoditarifierter 
Güter erfolgreidi zu bemühen. Ein für beide V er­
kehrsträger verbindlidies Tarifsystem dürfte daher 
unumgänglidi sein, um eine Verkehrskoordinierung zu 
erreidien. Bei allem Vorbehalt gegen globale Kosten- 
vergleidie sollten es dodi die Ähnlidikeit der V er­
kehrsnetze und der starke Untersdiied in den Kosten­
strukturen der beiden Verkehrsträger gestatten, die 
Kostenvorteile jedes der beiden herauszuarbeiten, 
um auf dieser Basis eine neue verbindlidie Tarif­
ordnung festzulegen.
Der erste Schritt dazu ist die Anhebung der öster- 
reichisdien Bahntarife auf das internationale Niveau. 
Das für 1960 geplante neue Tarifsdiema bringt eine 
Erhöhung der Tarifgrundlagen im Personenverkehr, 
einsdiließlidi der Sozialtarife, um 25*/o. Im Güter­
verkehr wird die Zahl der Tarifklassen von  7 auf 5 
verringert, die Einheitssätze für die Klassen A  bis E 
sind auf dem um 25 °/o erhöhten Einheitssatz der 
Klasse A  aufgebaut, w obei die niedrig tarifierten 
Güter stärker betroffen werden und die Erhöhungen 
mit der Entfernung zunehmen. Die Ausnahmetarife 
werden beibehalten, ihre Sätze jedoch um hödistens 
20 Vo erhöht. Der Antrag der ÖBB beim  Finanzmini­
sterium, die Beförderungssteuer für den Straßen­
güterfernverkehr der neuen Tariflage anzupassen, 
hat begreiflidierw eise eine lebhafte Reaktion bei der 
gewerblidien W irtsdiaft ausgelöst. A udi nadi dieser 
Tariferhöhung hinken die Tarife der DBB noch immer 
stark nadi.
Zu diesen Belastungen aus gemeinwirtsdiaftlidien 
Verpfliditungen kommen für die österreidiisdien  
Bundesbahnen nodi soldie, die aus betriebsfremden 
Pensionierungen resultieren. So w ie bei der Deut-

152 1960/111



sdien Bundesbahn übersteigt audi bei der ÖBB die 
Anzahl der Pensionäre weit die Zalil der aktiv Täti­
gen. Politisdie Gründe, die außerhalb der Beeinflus­
sung durdi die Bisenbahn standen, sind für diese 
ungesunden Verhältnisse auf dem Personalsektor 
verantwortlidi.. Die Höhe dieser aus politisdien Pen­
sionierungen der Bahn erwadisenen Belastung beträgt 
jährlidi etwa !,3i Mrd. S,
Um die Voraussetzungen für die Herstellung gleidier 
Wettbewerbsbedingungen zu erleiditern, müssen die 
DBB ihre tedinisdien und organisatorisdien Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen besdileunigt weiterführen. 
Dazu werden sie einer ausreidienden finanziellen 
Unterstützung bedürfen.

RATIONALISIERUNG
Unter den tedinisdien Rationalisierungsmaßnahmen 
steht an erster Stelle die Elektrifizierung. Sie bietet 
sidi gerade den österreidiisdien Bahnen besonders 
an, da österreidi in steigendem Ausmaß zu einem 
Großproduzenten elektrisdier Energie wird und w eil 
der erhöhte Leistungseffekt der elektrisdien Zug­
kraft sidi auf den steilen Trassierungen der öster­
reidiisdien Alpenstredcen besonders vorteilhaft aus­
wirkt. Im Jahre 1958 wurden bereits 41,7 “/o mehr 
Mittel für die Elektrifizierung eingesetzt als 1957, 
und bei Beendigung der Elektrifizierung im Jahre 
1975 soll der gegenwärtige Park von  427 Elektro­
lokomotiven auf 745 Einheiten erhöht worden sein. 
Für die rasdie Städteverbindung im Personentrans­
port sowie im Rangierverkehr und im Verkehr der 
Nebenstredcen eignen sich besonders die Diesel-

masdiinen, die um mindestens' zwei Drittel billiger 
sind als der Dampfbetrieb. Der gegenwärtige Stand 
von 131 Diesellokomotiven und 40 Dieseltriebwagen 
soll bis 1975 auf 540 Dieselfahrzeuge gebradit wer- 
den, mit denen 25 */« der Zugleistungen und 40 Vo 
der Verschubleistungen bewältigt werden sollen. V on  
1975 an wird also der Dampfbetrieb völlig  durdi 
elektrisdie und Dieselzugkraft ersetzt sein. W eitere 
Rationalisiefungsmaßnahmen werden auf dem Gebiet 
des Behälterverkehrs und bei der Medianisierung 
des Ladedienstes vorgenommen.

W eitere organisatorisdie Rationalisierungsmaßnah- 
men  werden sidi, was den Personalsektor anlangt, 
nur nodi in besdieidenen Grenzen halten können, 
da nadi dem Beridit der ÖBB die bereits vorgenom ­
menen Einsparungen bei zunehmendem Verkehrs­
volumen einen Abbau dieser Komponente der hohen 
fixen Kosten kaum mehr- zulassen.

Im Zusammenhang mit der endgültigen Sanierung 
der österreidiisdien  Bundesbahnen steht audi die 
Entsdieidung, ob sie mit ihrer Gebarung aus dem 
Staatshaushalt genommen und als selbständiger Wirt- 
sdiaftskörper geführt und „kommerzialisiert" werden 
sollen, wie dies allgemein gefordert wird. Ein 
M inisterkomitee und eine von  ihm eingesetzte Be­
amtenkommission sind nodx mit all diesen Fragen 
befaßt und sollep sidi nadi der Bereinigung der 
finanziellen Situation der ÖBB mit einer allgemeinen 
Verkehrskoordinierung und damit einer dauerhaften 
Lösung des Problems Sdiiene-Straße in österreidi 
besdiäftigen.

Entfaltungsmöglichkeiten der spanischen Landwirtschaft
H ans-Otto Clahn, Madrid

Spanien ist ein reidies Land“ . „Spanien ist ein 
armes Land“ . Beide Feststellungen sind riditig 

und entspredien den Tatsadien, die jedermann durdi 
eigene Beobaditungen feststellen kann, je  nadidem, 
wo er sidi in Spanien aufhält.

Wer die regenreidie Nordküste am Golf von  Biscayá 
und die Galizien genannte Nordwestedce besudit, 
wird ebenso wie an der ganzen Mittelmeerküste und 
nodi mehr auf den Inselprovinzen, den Balearen und 
den Kanaren, den üppigen Pflanzenvmdis bewundern 
und das Land als reidi bezeidinen, das eine derartige 
Fülle der versdiiedensten Früdite hervorbringt, die in 
nördlichen Breiten nidit gedeihen. W er aber sdiärfer 
hinsieht, wird sdinell bemerken, daß didit neben 
fruditbaren Gärten viel ungenutztes, ja  ansdieinend 
wertloses Land liegt. W er ins Innere kommt, wird er­
staunt sein über die Dürftigkeit weiter Landstredien, 
die Armut, die die oft sehr entfernt voneinander lie­
genden Ansiedlungen offen zeigen, und daraus den 
Sdiluß ziehen, daß Spanien im ganzen ein armes Land 
ist, das kaum imstande ist, seinen Bewohnern ein 
karges Lebensminimum zu gewähren.

So ist es in der Tat. Spanien kann heute auf seinen 
50 Mill. ha Land nidit genügend Nahrungsmittel er­
zeugen, um eine Bevölkerung von  knapp 30 Mill. M en­
sdien zu ernähren, und muß von  den widitigsten Nah­
rungsmitteln, insbesondere Fetten und Fleisdi, und 
von  Futtermitteln ganz erheblidie M engen importie­
ren. Dagegen war die Ausfuhr von  Südfrüditen, W ei­
nen und anderen landwirtsdiaftlidien Spezialerzeug­
nissen wertmäßig allerdings noch größer, erbradite 
andererseits aber etwa die Hälfte des Gesamtausfuhr­
erlöses, während die Einfuhr von  Nahrungsmitteln 
nur etwa 10 Vo der Gesamteinfuhren ausmachte, um 
den dringendsten Bedarf zu befriedigen, und aucii das 
nur dank der Amerikahilfe, die den Ankauf land- 
wirtsdiaftlicfaer übersdiüsse aus den USA gegen lang­
fristige Kredite ermögliciite.

DIE WASSERFRAGE
Das widitigste Problem ist die Wasserfrage. Nur etwa 
10 Vo des Gesamtgebietes, nämlich der an der Biscaya 
gelegene Küstenstreifen ; und Galizien, können mit 
reichen Regenfällen rechnen —  im Jahresdurdiscäinitt 
1 700 mm — , die in mildem Klima reidie Ernten auf
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